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 Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des E-Government-Gesetzes und zur 

Einführung des Gesetzes für die Nutzung von Daten des öffentlichen Sektors 

hier: Stellungnahme 

 

Ihr Schreiben vom 17. Dezember 2020 

 

 

Sehr geehrte Frau Fuchs, sehr geehrter Herr Hartl, 

wir danken für die Gelegenheit zur Stellungnahme zu dem o.g. Referentenentwurf.  

Bereits im Rahmen der Länderbeteiligung zum Umsetzungsrechtsakt der Digitalisie-

rungsrichtlinie (EU) 2017/1132 wurde von Länderseite die Frage aufgeworfen, inwie-

weit Daten aus dem Justizbereich überhaupt in den Anwendungsbereich der Open-

Data-Richtlinie und damit des entsprechenden Umsetzungsrechtsakts fallen. Da of-

fenbar weiterhin unklar ist, inwieweit die in Ihrem Schreiben genannten Registerdaten 

dem Anwendungsbereich des Gesetzes für die Nutzung von Daten des öffentlichen 

Sektors (DNG) unterfallen sollen, sprechen wir uns zunächst für eine zügige Klärung 

aus, da dies Voraussetzung für eine abschließende Stellungnahme zu dem Gesetz-

entwurf ist. In diesem Zusammenhang weisen wir darauf hin, dass sich die Frage der 
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Anwendbarkeit des DNG-E nicht nur für Registerdaten, sondern generell für alle bei 

der Justiz vorliegenden Daten stellen dürfte, unter näheren Voraussetzungen auch 

für Urteile und sonstige Entscheidungen, unabhängig davon, ob sie in öffentlich zu-

gängliche Entscheidungssammlungen aufgenommen sind.  

Die Regelungen des DNG-E wirken sich – eine Anwendbarkeit auf im Bereich der Ju-

stiz vorhandene Daten unterstellt – einerseits in IT-technischer Hinsicht aus. Ande-

rerseits dürften damit vor allem auch nachteilige Folgen in kosten- und haushalts-

rechtlicher Hinsicht verbunden sein.  

In kosten- und haushaltsrechtlicher Hinsicht wirkt sich der Entwurf insofern aus, als 

er für „einfache“ Daten eine grundsätzlich kostenfreie Bereitstellung vorsieht, diesbe-

züglich aber Ausnahmen zulässt (§ 10 Absatz 1 und 2 DNG-E), für hochwertige Da-

tensätze im Sinne des § 3 Nummer 10 DNG-E jedoch eine durch öffentliche Stellen 

ausnahmslos kostenfreie Bereitstellung vorgibt (§ 10 Absatz 3 DNG-E). Diese Rege-

lung dürfte im Justizbereich mit zahlreichen bestehenden Kostentatbeständen für die 

Überlassung von Dokumenten bzw. amtlichen Informationen kollidieren. Insofern sind 

für die Justizverwaltungen Nachteile in haushalterischer Hinsicht zu erwarten. 

Würde eine grundsätzliche Anwendbarkeit des DNG-E auf Justizdaten bejaht, stellte 

sich zudem die Frage, in welchem Umfang Justizdaten als bestimmte hochwertige 

Datensätze im Sinne des Artikels 14 der Richtlinie (EU) 2019/1024 definiert werden. 

Bejahendenfalls sind gesteigerte IT-technische Anforderungen sowie wesentliche 

haushalterische Nachteile zu berücksichtigen. Zum Umfang einer Einstufung als 

hochwertige Datensätze lassen sich dem Gesetzentwurf (über die Angaben im An-

hang I zur Richtlinie hinausgehend) keine verlässlichen Anhaltspunkte entnehmen. 

Der Entwurf verweist insofern nur darauf, dass eine entsprechende Entscheidung der 

Kommission noch ausstehe und im ersten Quartal 2021 erwartet werde. 

Im IT-Bereich ergäben sich aus dem DNG-E Anpassungsaufwände hinsichtlich der 

vorgesehenen Bereitstellung elektronisch vorliegender Daten: Dies betrifft zum einen 

die erforderliche Anonymisierung vorliegender Daten im Sinne von § 3 Nummer 13 

DNG-E; ohne dies explizit zu sagen, scheint der Entwurf davon auszugehen, dass 

eine Verpflichtung zur Anonymisierung besteht. Dies betrifft weiter das Format der 

Bereitstellung elektronischer Daten und entsprechender Metadaten nach § 7 DNG-E. 

An der Festlegung der Formate, Schnittstellen und Veröffentlichungsprozesse durch 
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Rechtsverordnung des Bundesministeriums des Innern, für Bau und Heimat nach 

§ 12a Absatz 12 - neu des E-Government-Gesetzes sollten auch die Länder beteiligt 

werden, da diese für die Führung des Registerportals und des Insolvenzregisters ver-

antwortlich sind und dementsprechend Änderungen am Portal und der Datenbereit-

stellung zu verantworten haben. Schließlich werden für hochwertige Datensätze ge-

mäß § 9 DNG-E weitergehende Anforderungen (Bereitstellung über Anwendungspro-

grammierschnittstellen und als Massen-Download) formuliert. 

Vor diesem Hintergrund lassen sich aus unserer Sicht die IT-technischen Auswirkun-

gen des DNG-E und die damit in jedem Fall verbundenen Umsetzungsaufwände 

beim derzeitigen in wesentlichen Fragen noch offenen Abstimmungsstand nicht ver-

lässlich einschätzen. Generell plädieren wir dafür, Justizdaten soweit als möglich aus 

dem Anwendungsbereich des DNG herauszunehmen. Mit den in den Verfahrensord-

nungen bestehenden Einsichts- und Informationsrechten existiert ein ausdifferenzier-

tes System hinsichtlich des Zugangs zu Justizdaten, das durch entsprechende Ko-

stenregelungen adäquat ergänzt wird.  

Schließlich weisen wir darauf hin, dass mit der Richtlinie (EU) 2019/1151 des Euro-

päischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur Änderung der Richtlinie 

(EU) 2017/1132 im Hinblick auf den Einsatz digitaler Werkzeuge und Verfahren im 

Gesellschaftsrecht (Digitalisierungsrichtlinie) bzw. mit dem Entwurf eines Gesetzes 

zur Umsetzung der Digitalisierungsrichtlinie in Zukunft die Abrufe der Daten vom 

Handelsregister bzw. vom Registerportal der Länder voraussichtlich unentgeltlich er-

folgen werden und damit ein wesentliches Anliegen auch des Datennutzungsgeset-

zes bereits erfüllt wird. 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 




